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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Kiel vom 22. August
2005 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im
Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die RÃ¼cknahme der Bewilligung von Arbeitslosenhilfe (Alhi) fÃ¼r die
Zeit vom 31. MÃ¤rz 1995 bis 31. Mai 1999 und die RÃ¼ckforderung Ã¼berzahlter
Alhi einschlieÃ�lich BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung in HÃ¶he von
insgesamt 38.746,87 EUR.

Der 1963 in der TÃ¼rkei geborene KlÃ¤ger war vom 1. MÃ¤rz 1989 bis 31. MÃ¤rz
1994 als SchweiÃ�er bei der Firma K GmbH in K beschÃ¤ftigt. Seit MÃ¤rz 1999 ist er
deutscher StaatsangehÃ¶riger. Er ist seit Juli 1989 verheiratet und Vater von zwei
Kindern. Der KlÃ¤ger meldete sich am 16. MÃ¤rz 1994 bei der Beklagten arbeitslos
und beantragte die GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld (Alg), das ihm die Beklagte
antragsgemÃ¤Ã� ab 1. April 1994 bis zur ErschÃ¶pfung des Anspruchs am 30.
MÃ¤rz 1995 bewilligte. Am 21. MÃ¤rz 1995 stellte der KlÃ¤ger einen Antrag auf
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GewÃ¤hrung von Alhi. Die Fragen zum Vorhandensein von VermÃ¶gen (Bargeld,
Bankguthaben, Sachwerte, Wertpapiere, Kapitallebensversicherungen,
BausparvertrÃ¤ge, GrundstÃ¼cke) beantwortete er im Antragsformular und in den
FolgeantrÃ¤gen vom 13. MÃ¤rz 1996, 20. MÃ¤rz 1997, 6. Februar 1998 und 4.
Februar 1999 mit "nein". In seinen LeistungsantrÃ¤gen bestÃ¤tigte der KlÃ¤ger mit
seiner Unterschrift, das Merkblatt 1 fÃ¼r Arbeitslose erhalten und von seinem Inhalt
Kenntnis genommen zu haben. Auf Vorhalt der Beklagten vom 4. MÃ¤rz 1998, dass
ihr vom Bundesamt fÃ¼r Finanzen mitgeteilt worden sei, dass fÃ¼r ihn ein
Freistellungsauftrag fÃ¼r KapitalertrÃ¤ge gespeichert worden sei, gab der KlÃ¤ger
unter dem 5. MÃ¤rz 1998 an, seit dem 1. August 1992 einen
Kapitallebensversicherungsvertrag mit einer Versicherungssumme von 14.668,00
DM und einer bisher eingezahlten Summe von 6.800,00 DM zu haben. Die Beklagte
bewilligte dem KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit vom 31. MÃ¤rz 1995 bis 31. Mai 1999 Alhi
(Bescheide vom 29. MÃ¤rz 1995 ab 31. MÃ¤rz 1995 [auf Grundlage eines
wÃ¶chentlichen Bemessungsentgelt von 630,00 DM], 9. Januar 1996 ab 1. Januar
1996, 19. MÃ¤rz 1996 ab 1. April 1996, 9. Juli 1996 ab 1. Juli 1996, 29. August 1996
ab 23. Juli 1996, 7. Januar 1997 ab 1. Januar 1997, 2. April 1997 ab 31. MÃ¤rz 1997,
8. Juli 1997 ab 1. Juli 1997, 13. Januar 1998 ab 1. Januar 1998, 24. Februar 1998 ab
31. MÃ¤rz 1998, 28. Juli 1998 ab 1. Juli 1998, 13. Januar 1999 ab 1. Januar 1999 und
4. MÃ¤rz 1999 ab 31. MÃ¤rz 1999). Ab 1. Juni 1999 meldete sich der KlÃ¤ger wegen
Aufnahme einer Arbeit aus dem Leistungsbezug der Beklagten ab. Seitdem ist er als
SchweiÃ�er bei der Firma T GmbH in K beschÃ¤ftigt.

Aufgrund von Ermittlungen der Gemeinsamen Steuerfahndungsstelle beim
Finanzamt Kiel-SÃ¼d wurde der Beklagten im April 2003 bekannt, dass der KlÃ¤ger
am 4. August 1994 53.000,00 DM und am 9. August 1996 103.000,00 DM auf unter
seinem Namen gefÃ¼hrten Konten bei der in Ankara ansÃ¤ssigen tÃ¼rkischen
Zentralbank (T Bankasi [nachfolgend: TCMB]) eingezahlt hatte.

Daraufhin hÃ¶rte die Beklagte den KlÃ¤ger mit Schreiben vom 16. Juni 2003 an. In
seinen Stellungnahmen vom 21. August 2003 und 9. Februar 2004 gab der KlÃ¤ger
an, das Geld habe nicht ihm, sondern seinem in der TÃ¼rkei lebenden Schwager,
Herrn M.B. , gehÃ¶rt. Sein Vater (Schwiegervater des Herrn M.B. ) und seine
Schwester (Ehefrau des Herrn M.B. ) hÃ¤tten das Geld in bar nach Deutschland
gebracht, damit er es gewinnbringend zu Gunsten des Herrn M.B. Ã¼ber die D
Bank, die ein KooperationsverhÃ¤ltnis mit der TCMB unterhalten habe, auf das zu
diesem Zweck auf seinen Namen eingerichtete Konto bei der TCMB transferiere. Auf
diesem Wege seien zunÃ¤chst 50.000,00 DM fÃ¼r zwei Jahre angelegt worden.
Nach Ablauf der Anlagezeit habe er sich das Geld samt 3.000,00 DM Zinsen von der
D Bank auszahlen lassen, um es anschlieÃ�end mit einem weiteren Betrag von
50.000,00 DM von seinem Schwager erneut anzulegen. Hintergrund sei, dass die
TCMB ihren im Ausland ansÃ¤ssigen tÃ¼rkischen Anlegern hÃ¶here Zinsen (11 %
p.a.) gewÃ¤hre als ihren in der TÃ¼rkei ansÃ¤ssigen Kunden (zwischen 5,5 % und 8
% p.a.). Herr M.B. habe in den Genuss der hÃ¶heren Zinsen fÃ¼r AuslandstÃ¼rken
gelangen wollen. Auf diesem tÃ¼rkischen Konto seien nur Gelder seines Schwagers
angelegt worden. Am 15. September 2003 habe sein Schwager das Geld von ihm in
bar zurÃ¼ck erhalten. Das auf dem Konto der TCMB angelegte Geld dÃ¼rfe daher
im Rahmen der BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung bei ihm nicht als eigenes VermÃ¶gen
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angerechnet werden. Zwischen ihm und seinem Schwager habe ein echtes
fremdnÃ¼tziges TreuhandverhÃ¤ltnis bestanden. Eigenes Geld habe er schon
deshalb dort nicht anlegen kÃ¶nnen, weil er keines gehabt habe. Im Ã�brigen habe
das Treuhandkonto ein verdecktes sein mÃ¼ssen, um seinem in der TÃ¼rkei
lebenden Schwager die GewÃ¤hrung des erhÃ¶hten Zinssatzes zu ermÃ¶glichen.
HÃ¤tte sein Schwager das Konto unter Offenlegung des Treuhandcharakters
erÃ¶ffnet, wÃ¤re der angestrebte Zweck von vornherein vereitelt worden. Der
KlÃ¤ger legte Schreiben seines Schwagers vom 20. Juli 2003 und 21. Dezember
2003 vor, in denen dieser bestÃ¤tigte, dass das in den Jahren 1994 bis 1999 auf
dem Konto des KlÃ¤gers bei der TCMB befindliche Geld ihm gehÃ¶rt habe und er
dieses Geld dem KlÃ¤ger in bar Ã¼bergeben habe, damit dieser das Geld auf
dessen Konto bei der TCMB Ã¼berweise und er auf diese Weise von den dortigen
ZinssÃ¤tzen profitieren kÃ¶nne. Am 15. September 2003 habe er das Geld von
seinem Schwager persÃ¶nlich in bar zurÃ¼ck erhalten.

Mit Bescheid vom 4. MÃ¤rz 2004 hob die Beklagte die Bewilligung von Alhi fÃ¼r die
Zeit ab dem 31. MÃ¤rz 1995 wegen fehlender BedÃ¼rftigkeit auf und forderte von
dem KlÃ¤ger Ã¼berzahlte Alhi in HÃ¶he von 30.930,81 EUR sowie
KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge in HÃ¶he von 7.102,60 EUR und
PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge in HÃ¶he von 713,46 EUR, insgesamt also 38.746,87
EUR zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus: Der KlÃ¤ger habe zu Beginn
seines Alhi-Bezuges am 31. MÃ¤rz 1995 Ã¼ber VermÃ¶genswerte in der TÃ¼rkei in
HÃ¶he von mindestens 53.000,00 DM verfÃ¼gt. Nach Abzug des Freibetrages in
HÃ¶he von 16.000,00 DM verblieben 37.000,00 DM, die die Alhi fÃ¼r 58 Wochen
zum Ruhen gebracht hÃ¤tten. Der KlÃ¤ger sei daher nach Â§ 137
ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG) nicht bedÃ¼rftig gewesen und habe keinen
Anspruch auf Alhi gehabt. Er habe in seinem Antrag vom 21. MÃ¤rz 1995 zumindest
grob fahrlÃ¤ssig falsche Angaben gemacht, da er die VermÃ¶genswerte in der
TÃ¼rkei nicht angegeben habe.

Gegen diesen Bescheid erhob der KlÃ¤ger am 15. MÃ¤rz 2004 Widerspruch und
verwies zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen auf seine Stellungnahme im
AnhÃ¶rungsverfahren. ErgÃ¤nzend legte er eine ihm von der TCMB mit Schreiben
vom 4. September 2002 Ã¼bersandte Liste der auf seinen Namen dort gefÃ¼hrten
Konten fÃ¼r die Zeit vom 4. August 1994 bis 13. September 2001 vor. Danach
betrug das dortige, unter der Rubrik "Einzahlung/EmpfÃ¤nger" angegebene
Geldguthaben am 4. August 1994 53.000,00 DM, am 9. August 1996 103.000,00
DM, am 13. September 1999 133.501,36 DM und am 13. September 2001
79.956,85 EUR. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf Bl. 130b der
Gerichtsakten verwiesen. Des Weiteren legte er ein Schreiben seines Schwagers
vom 17. MÃ¤rz 2004 vor, in dem dieser mitteilte, dass er dem KlÃ¤ger im Rahmen
der ersten VermÃ¶gensanlage einen Betrag in HÃ¶he von 53.000,00 DM zur
VerfÃ¼gung gestellt habe.

Mit Widerspruchsbescheid vom 23. April 2004 wies die Beklagte den Widerspruch
im Wesentlichen aus den GrÃ¼nden des Ausgangsbescheides als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrte sie aus: Der Hinweis des KlÃ¤gers, er habe das
VermÃ¶gen treuhÃ¤nderisch fÃ¼r seinen Schwager verwaltet, sei rechtlich ohne
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Bedeutung, da die behauptete Treuhand nicht offengelegt und das Konto somit als
reines Privatkonto zu behandeln sei. Der durch die verdeckte Treuhand erzeugte
Rechtsschein der VermÃ¶gensinhaberschaft fÃ¼hre zu einer BerÃ¼cksichtigung
des VermÃ¶gens im Rahmen der BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung. Da der KlÃ¤ger in den
hier maÃ�geblichen LeistungsantrÃ¤gen das vorhandene VermÃ¶gen nicht
angegeben und somit falsche Angaben gemacht habe, lÃ¤gen die Voraussetzungen
von Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) in Verbindung
mit Â§ 330 Abs. 2 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) vor. Auf Vertrauensschutz
kÃ¶nne der KlÃ¤ger sich nicht berufen, zumal ihm in den bei seinen
Antragstellungen ausgehÃ¤ndigten MerkblÃ¤ttern, deren Erhalt und inhaltliche
Kenntnisnahme er unterschriftlich bestÃ¤tigt habe, Hinweise auf die fÃ¼r einen Alhi-
Anspruch erforderlichen Voraussetzungen gegeben worden seien.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 21. Mai 2004 Klage bei dem Sozialgericht (SG) Kiel
erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat er sein Vorbringen aus dem Verwaltungs- und
Widerspruchsverfahren wiederholt und bekrÃ¤ftigt. ErgÃ¤nzend hat er darauf
hingewiesen, dass die Beklagte in keiner Weise die aktuelle Rechtsprechung
(insbesondere der Zivilgerichte) zur verdeckten Treuhand berÃ¼cksichtigt habe.
Danach sei das Bankguthaben bei der TCMB gerade nicht Bestandteil seines
VermÃ¶gens geworden. Die neuere zivilgerichtliche Rechtsprechung verzichte auf
die Erfordernisse der Unmittelbarkeit und Offenkundigkeit, da die Offenlegung der
treuhÃ¤nderischen Bindung nur in einem anderen Zusammenhang â�� und zwar
ausschlieÃ�lich gegenÃ¼ber der kontofÃ¼hrenden Bank â�� gefordert werde,
weshalb fÃ¼r das Widerspruchsrecht des Treugebers nach Â§ 771 Abs. 1
Zivilprozessordnung (ZPO) die PublizitÃ¤t des Treuhandkontos gerade nicht
zwingend erforderlich sei. Die Rechtsordnung verlange gerade nicht, dass die
VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse des Schuldners fÃ¼r seine GlÃ¤ubiger ohne Weiteres
durchschaubar sein mÃ¼ssten, weil der GlÃ¤ubiger nÃ¤mlich gewÃ¤rtigen
mÃ¼sse, dass VermÃ¶gensgegenstÃ¤nde, die dem Ã¤uÃ�eren Anschein nach dem
Schuldner gehÃ¶rten, in Wahrheit tatsÃ¤chlich nicht dem Vollstreckungszugriff der
GlÃ¤ubiger des Schuldners unterlÃ¤gen. Nach dieser Rechtsprechung komme es
gerade nicht darauf an, ob die treuhÃ¤nderische Bindung nach auÃ�en offengelegt
worden sei. Dies vorausgesetzt sei nochmals darauf hinzuweisen, dass zwischen
ihm und seinem Schwager ein echtes fremdnÃ¼tziges TreuhandverhÃ¤ltnis
bestanden habe. Er habe auf das tÃ¼rkische Treuhandkonto auch ausschlieÃ�lich
das ihm von seinem Schwager anvertraute Geld eingezahlt. Die bisherige
landessozialgerichtliche Rechtsprechung berÃ¼cksichtige die neuere
zivilgerichtliche Rechtsprechung zum verdeckten TreuhandvermÃ¶gen nicht
hinreichend. Diese verlange gerade nicht mehr, dass das von ihm dargestellte
TreuhandverhÃ¤ltnis zwischen ihm und seinem Schwager nach auÃ�en kenntlich
gemacht werden mÃ¼sse. Zudem seien stets die UmstÃ¤nde des Einzelfalles
maÃ�geblich. Vor diesem Hintergrund sei die Auffassung, nach der sich die
Beklagte auf die bedÃ¼rftigkeitsausschlieÃ�ende Wirkung verdeckten
TreuhandvermÃ¶gens berufen kÃ¶nne, falsch.

Der KlÃ¤ger hat beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 4. MÃ¤rz 2004 in Gestalt des
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Widerspruchsbescheides vom 23. April 2004 aufzuheben.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat sich zur BegrÃ¼ndung auf die ihrer Auffassung nach zutreffenden GrÃ¼nde
des angefochtenen Widerspruchsbescheides bezogen.

Nach mÃ¼ndlicher Verhandlung vom 22. August 2005 hat das SG mit Urteil vom
selben Tage, berichtigt durch Beschluss vom 12. Oktober 2005, die Klage
abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat es im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Die
Bewilligung von Alhi fÃ¼r die Zeit ab dem 31. MÃ¤rz 1995 sei wegen fehlender
BedÃ¼rftigkeit des KlÃ¤gers rechtswidrig gewesen. Der Einwand des KlÃ¤gers, das
GeldvermÃ¶gen von zu Beginn 53.000,00 DM habe nicht ihm, sondern seinem
Schwager gehÃ¶rt, und er habe diesen Betrag nur treuhÃ¤nderisch Ã¼ber die D
Bank unter seinem Namen auf ein Konto bei der TCMB angelegt, fÃ¼hre nicht zu
einer fÃ¼r ihn gÃ¼nstigeren Bewertung der Rechtslage. Dieses Geldguthaben sei
im Rahmen der VermÃ¶gensanrechnung bei der Alhi-BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung
allein ihm zuzurechnen, denn derjenige, der als verdeckter TreuhÃ¤nder den
Rechtsschein der VermÃ¶gensinhaberschaft erzeugt habe, mÃ¼sse sich hieran im
Rahmen der Alhi-BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung festhalten lassen. Zwar werde der
TreuhÃ¤nder dadurch gezwungen, das ihm zur VerfÃ¼gung stehende Treugut fÃ¼r
seinen Lebensunterhalt zu verwerten, weshalb er mÃ¶glicherweise wirtschaftlich
auÃ�er Stande gesetzt werde, den Anspruch des Treugebers nach Â§ 667 BGB zu
befriedigen. Im Rahmen der VermÃ¶gensanrechnung bei der Alhi-
BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung entspreche es jedoch der Rechtssystematik ebenso wie
billiger InteressenabwÃ¤gung, das wirtschaftliche Risiko der Durchsetzbarkeit des
Herausgabeanspruchs nach Â§ 667 BGB dem Treugeber aufzubÃ¼rden, der das
verdeckte TreuhandverhÃ¤ltnis ermÃ¶gliche und auch die Vorteile hieraus ziehe.
Der KlÃ¤ger sei auch grob fahrlÃ¤ssig seiner Mitwirkungspflicht nicht
nachgekommen. Aufgrund der eindeutigen Fragestellung in den von ihm
unterschriebenen Alhi-AntrÃ¤gen hÃ¤tte er ohne Schwierigkeiten erkennen
kÃ¶nnen, dass das Vorhandensein von VermÃ¶gen Einfluss auf den Anspruch auf
Alhi habe, zumal er durch das Merkblatt fÃ¼r Arbeitslose darauf hingewiesen
worden sei, dass die Bewilligung von Alhi von der BedÃ¼rftigkeit des Antragstellers
abhÃ¤ngig sei. Der KlÃ¤ger sei daher zur Erstattung der Ã¼berzahlten Alhi in
HÃ¶he von insgesamt 30.930,81 EUR und ebenso zur Erstattung der auf die Alhi zu
Unrecht entrichteten BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung in
HÃ¶he von insgesamt 7.816,06 EUR verpflichtet.

Gegen dieses seinen ProzessbevollmÃ¤chtigten am 21. September 2005 zugestellte
Urteil richtet sich die am 17. Oktober 2005 bei dem Schleswig-Holsteinischen
Landessozialgericht (LSG) eingegangene Berufung des KlÃ¤gers. Zur BegrÃ¼ndung
wiederholt er sein bisheriges Vorbringen. ErgÃ¤nzend weist er darauf hin: Zwar
lasse der Umstand, dass einem LeistungsempfÃ¤nger die Angabe eines Kontos
abverlangt werde, regelmÃ¤Ã�ig auf das Vorhandensein von VermÃ¶gen auf
diesem Konto schlieÃ�en. Dass indessen treuhÃ¤nderisch gehaltenes
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FremdvermÃ¶gen auch hierunter fallen solle, erschlieÃ�e sich aus dem Merkblatt
nicht. Von daher sei es erforderlich, dass das Merkblatt ausdrÃ¼cklich darauf
hinweise, dass auch fremdnÃ¼tzige Verwaltungstreuhandkonten anzugeben seien,
gerade weil er nÃ¤mlich vor dem Hintergrund der neueren Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs (BGH) darauf vertrauen hÃ¤tte dÃ¼rfen, dass fremdnÃ¼tziges
VerwaltungstreuhandvermÃ¶gen gerade nicht seinem VermÃ¶gen unterfalle.
Gerade weil er das Geld fÃ¼r seinen Schwager im Rahmen einer verdeckten
Treuhand bei der TCMB angelegt habe, habe er nicht davon ausgehen kÃ¶nnen,
dadurch seine eigene BedÃ¼rftigkeit zu gefÃ¤hrden, weshalb er keine
AufklÃ¤rungspflichten gegenÃ¼ber der Beklagten gehabt habe. Warum es im
Ã�brigen â�� entgegen der Rechtsprechung des BGH â�� aufgrund formaler
VermÃ¶gensinhaberschaft gerechtfertigt sein solle, das betreffende VermÃ¶gen
dem Antragsteller auch materiell als Folge des von ihm gesetzten Rechtsscheins
zuzurechnen, begrÃ¼nde das SG nicht. Auch verkenne das SG, dass er das Geld
bereits an seinen Schwager zurÃ¼ckgezahlt habe. Zudem sei er bereits zum
Zeitpunkt der Alhi-BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung mit einem entsprechenden
RÃ¼ckzahlungsanspruch von Seiten des Treugebers, seines Schwagers, belastet
gewesen. Im Ã�brigen kÃ¶nne von ihm â�� selbst wenn er die tatsÃ¤chliche
VerfÃ¼gungsgewalt Ã¼ber das TreuhandvermÃ¶gen zum Zeitpunkt der Alhi-
BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung noch besessen habe nicht ernsthaft verlangt werden,
eine Untreue zum Nachteil des Treugebers und zum Vorteil des staatlichen
LeistungstrÃ¤gers zu begehen, indem er nÃ¤mlich das ihm treuhÃ¤nderisch
Ã¼berlassene VermÃ¶gen â�� statt an den Treugeber zurÃ¼ckzuzahlen â�� fÃ¼r
seinen Lebensunterhalt verwerten solle.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des SG Kiel vom 22. August 2005 und den Bescheid der Beklagten vom 4.
MÃ¤rz 2004 in der Ge- stalt des Widerspruchsbescheides vom 23. April 2004
aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil vor dem Hintergrund der bisherigen
landessozialgerichtlichen Rechtsprechung zur Verwertbarkeit von
TreuhandvermÃ¶gen fÃ¼r zutreffend. ErgÃ¤nzend weist sie darauf hin, dass im
angefochtenen Bescheid fÃ¼r den Zeitraum vom 1. April 1996 bis 29. Juni 1996
lediglich 7.102,60 EUR statt richtigerweise 7.106,70 EUR an Ã¼berzahlten
KrankenversicherungsbeitrÃ¤gen geltend gemacht worden seien, da fÃ¼r den
Zeitraum vom 1. April 1996 bis 29. Juni 1996 durch ein Schreibversehen zu Gunsten
des KlÃ¤gers eine Abweichung von 8,00 DM erfolgt sei.

Dem Senat haben die den KlÃ¤ger betreffende VerwaltungsvorgÃ¤nge der
Beklagten sowie die Gerichtsakten vorgelegen. Diese sind Gegenstand der
mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen. Hierauf wird wegen der weiteren Einzelheiten
des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten Bezug genommen.
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die nach Â§Â§ 143, 144, 151 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthafte und auch sonst
zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers ist nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat zu Recht
entschieden, dass der gefochtene Bescheid der Beklagten vom 4. MÃ¤rz 2004 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 23. April 2004 rechtmÃ¤Ã�ig ist und den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten verletzt. Die Beklagte war berechtigt, die Alhi-
Bewilligung fÃ¼r die Zeit vom 31. MÃ¤rz 1995 bis 31. Mai 1999 zurÃ¼ckzunehmen
und die fÃ¼r diesen Zeitraum Ã¼berzahlten Leistungen (Alhi, Kranken- und
PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge) von dem KlÃ¤ger erstattet zu verlangen. Denn dem
KlÃ¤ger standen fÃ¼r diese Zeit die Leistungen nicht zu. Die mit Bescheiden vom
29. MÃ¤rz 1995, 9. Januar 1996, 19. MÃ¤rz 1996, 9. Juli 1996, 29. August 1996, 7.
Januar 1997, 2. April 1997, 8. Juli 1997, 13. Januar 1998, 24. Februar 1998, 28. Juli
1998, 13. Januar 1999 und 4. MÃ¤rz 1999 erfolgte Bewilligung von Alhi war von
Anfang an wegen fehlender BedÃ¼rftigkeit des KlÃ¤gers nach Â§ 134 Abs. 1 Satz 1
Nr. 3 AFG i.V.m. Â§ 137 Abs. 2 AFG bzw. ab 1. Januar 1998 Â§ 190 Abs. 1 Nr. 5 SGB
III i.V.m. Â§ 193 Abs. 2 SGB III in ihren hier jeweils maÃ�geblichen Fassungen der
Jahre 1995 bis 1999 rechtswidrig und durfte von der Beklagten aus diesem Grunde
nach Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 SGB X i.V.m. Â§ 330 Abs. 2 SGB III rÃ¼ckwirkend
zurÃ¼ckgenommen werden.

MaÃ�geblich fÃ¼r den Anspruch auf Alhi sind die wÃ¤hrend des
Aufhebungszeitraums geltenden Vorschriften des AFG bzw. ab. 1. Januar 1998 des
SGB III und der Arbeitslosenhilfe-Verordnung (AlhiV). Nach Â§ 134 Abs. 1 Satz 1 bzw.
ab 1. Januar 1998 Â§ 190 Abs. 1 SGB III haben Anspruch auf Alhi Arbeitnehmer u.a.
nur dann, wenn sie bedÃ¼rftig sind. Nach Â§ 137 Abs. 2 AFG bzw. Â§ 193 Abs. 2
SGB III ist ein Arbeitsloser nicht bedÃ¼rftig im Sinne des Â§ 134 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
AFG bzw. Â§ 190 Abs. 1 Nr. 5 SGB III, solange (u.a.) mit RÃ¼cksicht auf sein
VermÃ¶gen und das VermÃ¶gen seines nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten
die Erbringung von Alhi nicht gerechtfertigt ist. NÃ¤heres zur BerÃ¼cksichtigung
von VermÃ¶gen regeln die Â§Â§ 6 bis 9 AlhiV vom 7. August 1974 in der hier noch
maÃ�geblichen bis 31. Dezember 2001 geltenden Fassung (nachfolgend: AlhiV
1974). Danach ist VermÃ¶gen des Arbeitslosen und seines nicht dauernd getrennt
lebenden Ehegatten zu berÃ¼cksichtigen, soweit es verwertbar und die Verwertung
(nach MaÃ�gabe des Â§ 6 Abs. 3 AlhiV 1974) zumutbar ist und der Wert des
VermÃ¶gens, dessen Verwertung zumutbar ist, jeweils 8000,00 DM Ã¼bersteigt (Â§
6 Abs. 1 AlhiV 1974). Verwertbar ist VermÃ¶gen insbesondere, soweit seine
GegenstÃ¤nde verbraucht, Ã¼bertragen oder belastet werden kÃ¶nnen (Â§ 6 Abs. 2
Satz 1 AlhiV 1974). Es ist nicht verwertbar, soweit der Inhaber des VermÃ¶gens in
der VerfÃ¼gung beschrÃ¤nkt ist und die Aufhebung der BeschrÃ¤nkung nicht
erreichen kann (Â§ 6 Abs. 2 Satz 2 AlhiV 1974). BedÃ¼rftigkeit besteht nicht fÃ¼r
die Zahl voller Wochen, die sich aus der Teilung des zu berÃ¼cksichtigenden
VermÃ¶gens durch das Arbeitsentgelt ergibt, nach dem sich die Alhi richtet (Â§ 9
AlhiV 1974).

Der KlÃ¤ger war danach bereits zu Beginn seines Alhi-Bezuges ab dem 31. MÃ¤rz
1995 nicht bedÃ¼rftig, da er Ã¼ber verwertbares VermÃ¶gen verfÃ¼gte. Das auf
seinen Konten bei der TCMB befindliche Geldguthaben ist im Sinne des Â§ 6 Abs. 2
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AlhiV 1974 verwertbares VermÃ¶gen. Dass die Verwertung aus einem der in Â§ 6
Abs. 3 AlhiV 1974 genannten GrÃ¼nde unzumutbar gewesen wÃ¤re, ist nicht
ersichtlich; der KlÃ¤ger hat das auch nicht behauptet. Er meint indessen, die
Beklagte hÃ¤tte dieses Geldguthaben (bzw. die entsprechenden
AuszahlungsansprÃ¼che gegen die TCMB) von vornherein nicht berÃ¼cksichtigen
dÃ¼rfen, weil es in Wahrheit nicht ihm, sondern seinem Schwager zugestanden
habe. Dies trifft jedoch nicht zu. Denn die umstrittenen GeldbetrÃ¤ge sind durch
Einzahlung auf ausschlieÃ�lich unter dem Namen des KlÃ¤gers gefÃ¼hrten Konten
seinem VermÃ¶gen hinzugefÃ¼gt worden.

Der Einwand des KlÃ¤gers, das hier streitige GeldvermÃ¶gen auf den unter seinem
Namen gefÃ¼hrten Konten bei der TCMB sei nicht ihm zuzurechnen, sondern er
habe das Geld im Auftrag seines in der TÃ¼rkei lebenden Schwagers Ã¼ber die
Dresdner Bank unter eigenem Namen auf die Konten der TCMB transferiert und dort
fÃ¼r ihn ebenfalls unter eigenem Namen angelegt, kann nicht zu einer fÃ¼r den
KlÃ¤ger gÃ¼nstigeren Bewertung der Rechtslage fÃ¼hren. Dieses Geldguthaben ist
nÃ¤mlich â�� wie die Beklagte und das SG zu Recht ausgefÃ¼hrt haben â�� im
Rahmen der VermÃ¶gensanrechnung bei der Alhi-BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung ihm
zuzurechnen. Denn die behauptete fremdnÃ¼tzige (Verwaltungs-)Treuhand
hinsichtlich des Bankguthabens bei der TCMB ist weder bei Einzahlung der Gelder
noch bei der Errichtung der Konten von dem KlÃ¤ger offengelegt worden.
Vorliegend hatte der KlÃ¤ger Ã¼ber die streitgegenstÃ¤ndlichen Konten bei der
TCMB die alleinige Kontoinhaberschaft. Er hatte die Konten auf seinen eigenen
Namen ohne Zusatz eines fremden Namens errichtet. Auf seinen Namen sind die
Anlagen erfolgt, und auf ihn wurden die KontoauszÃ¼ge ausgestellt. Er hatte die
alleinige VerfÃ¼gungsgewalt Ã¼ber das auf diesen Konten befindliche
Geldguthaben. Die Inhaberschaft eines Bankkontos bestimmt sich maÃ�geblich
nach dem erkennbaren Willen desjenigen, der das Konto einrichtet (stÃ¤ndige
Rechtsprechung des BGH, z.B. Urteil vom 18. Oktober 1994, XI ZR 237/93, BGHZ
127, 229, 231; Urteil vom 2. Februar 1994, IV ZR 51/93, NJW 1994, 931). Aus
wessen Mitteln die eingezahlten Gelder stammen, ist demgegenÃ¼ber unerheblich.
Kontoinhaber und damit GlÃ¤ubiger des Bankguthabens wird demnach, wer bei der
Kontoeinrichtung gegenÃ¼ber der Bank als Forderungsberechtigter auftritt oder
bezeichnet wird. Sein dabei nach auÃ�en fÃ¼r den Rechtsverkehr nicht erkennbar
hervortretender innerer Wille ist rechtlich unerheblich. Insbesondere genÃ¼gt es
nicht, wenn er lediglich den inneren Willen zur Errichtung eines Treuhandkontos
hatte, dies aber nicht erkennbar nach auÃ�en zum Ausdruck gebracht hat. Ein
solches verdecktes Treuhandkonto ist deshalb als reines Privatkonto des
gegenÃ¼ber der Bank auftretenden Kontoinhabers zu behandeln (LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 9. Dezember 2004, L 5 AL 834/04, verÃ¶ffentlicht in
juris; LSG Saarland, Urteil vom 4. November 2003, L 6 AL 13/01, verÃ¶ffentlicht in
juris; LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 16. Januar 2002, L 12 AL 40/01,
verÃ¶ffentlicht in juris; LSG Hessen, Urteil vom 9. Mai 2001, L 6 AL 432/00,
verÃ¶ffentlicht in juris). Gutschriften auf das Konto kommen â�� unabhÃ¤ngig
davon, von wem sie veranlasst worden sind â�� dem Kontoinhaber zu Gute und
fÃ¼hren zu entsprechenden Guthabensforderungen des Kontoinhabers gegen die
Bank (BGH, Urteil vom 2. Februar 1994, a.a.O.). Der Kontoinhaber verfÃ¼gt damit
Ã¼ber KapitalvermÃ¶gen. Die Behauptung des KlÃ¤gers, dass die auf seinen

                             8 / 15

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=XI%20ZR%20237/93
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BGHZ%20127,%20229
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BGHZ%20127,%20229
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=IV%20ZR%2051/93
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%201994,%20931
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%205%20AL%20834/04
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%206%20AL%2013/01
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2012%20AL%2040/01
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%206%20AL%20432/00
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=IV%20ZR%2051/93


 

Konten bei der TCMB eingezahlten Gelder angeblich von seinem Schwager
stammen, ist insoweit unbeachtlich. Zivilrechtlich war er der Inhaber der Konten bei
der TCMB und damit GlÃ¤ubiger der entsprechenden Auszahlungsforderungen.

Der KlÃ¤ger beruft sich letztlich auf das Vorliegen eines zivilrechtlich zulÃ¤ssigen
und in verschiedenen Formen mÃ¶glichen (vgl. Bassenge in Palandt, BÃ¼rgerliches
Gesetzbuch, 65. Aufl., Â§ 903 Rz. 33 ff.) TreuhandverhÃ¤ltnisses, das er allerdings
gegenÃ¼ber der Bank nicht offengelegt hat.

Bei der arbeitsfÃ¶rderungsrechtlichen Beurteilung dieses Vorbringens des KlÃ¤gers
kommt es nach Ansicht des Senats nicht ausschlaggebend auf Einzelheiten der
zivilgerichtlichen Rechtsprechung zum insolvenzrechtlichen Aussonderungsrecht (Â§
47 Insolvenzordnung) oder zur Drittwiderspruchsklage (Â§ 771 Abs. 1 ZPO) des
Treugebers, der Vollstreckungszugriffe auf ein Treuhandkonto abwehren will, an. Ob
und inwieweit die Zivilgerichte Drittwiderspruchsklagen in solchen FÃ¤llen
ablehnen, insbesondere, wenn fÃ¼r einen Dritten eingezogene oder verwahrte
Gelder nicht auf einem offenen Treuhandkonto verwahrt werden, mag deshalb
dahinstehen. Selbst wenn der KlÃ¤ger im Rahmen eines AuftragsverhÃ¤ltnisses
nach Â§ 662 BGB GeldbetrÃ¤ge von seinem Schwager zur Verwaltung und Anlage
erhalten und es sich bei den hier maÃ�geblichen Konten um verdeckte
Treuhandkonten gehandelt haben sollte, sind diese im Rahmen der von der
Beklagten durchzufÃ¼hrenden Alhi-BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung als Privatkonten des
gegenÃ¼ber der Bank als Kontoinhaber auftretenden KlÃ¤gers zu behandeln.

Etwas anderes ergibt sich im Rahmen der Alhi-BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung
insbesondere nicht aus der Rechtsprechung des BGH, nach der im Einzelfall die
PublizitÃ¤t des Treuhandkontos fÃ¼r das Widerspruchsrecht des Treugebers im
Rahmen der Drittwiderspruchsklage nach Â§ 771 Abs. 1 ZPO im Falle der
Zwangsvollstreckung gegen den TreuhÃ¤nder nicht zwingend erforderlich ist (Urteil
vom 1. Juli 1993, IX ZR 251/92, NJW 1993, 2622; Urteil vom 8. Februar 1996, IX ZR
151/96, NJW 1996, 1534). Zur BegrÃ¼ndung hat der BGH darauf verwiesen, dass
die Rechtsordnung â�� wie etwa die ZulÃ¤ssigkeit einer stillen Forderungsabtretung
zeige â�� generell nicht verlange, dass die VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse des
Schuldners fÃ¼r seine GlÃ¤ubiger ohne Weiteres durchschaubar sein mÃ¼ssten.
Auf die Offenkundigkeit des Treuhandkontos kÃ¤me es fÃ¼r die Feststellung eines
Widerspruchsrechts nach Â§ 771 Abs. 1 ZPO unter den gegebenen UmstÃ¤nden
somit nicht zwingend an.

UnabhÃ¤ngig von dem Vorstehenden ist vorliegend nach Auffassung des Senats
jedoch entscheidend, dass eine etwaige (echte) Treuhand die alleinige
Kontoinhaberschaft und damit die GlÃ¤ubigerstellung des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber
der TCMB in Bezug auf das dortige Bankguthaben nicht in Frage stellt (vgl. BGH,
Urteil vom 18. Oktober 1994, a.a.O., m.w.N.). Die Vereinbarung eines
TreuhandverhÃ¤ltnisses kÃ¶nnte aber in anderer Hinsicht von Bedeutung sein: Zum
einen insoweit, als mit ihr gegebenenfalls eine stille und antizipierte, d.h. vor
Entstehen der Auszahlungsforderung gegen die Bank vereinbarte Abtretung
derselben vom TreuhÃ¤nder an den Treugeber verbunden ist (vgl. Â§ 398 BGB),
gegen die lediglich die Bank nach Â§ 407 BGB geschÃ¼tzt ist, indem sie weiterhin
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mit befreiender Wirkung an den alten GlÃ¤ubiger leisten kann; zum anderen
jedenfalls deshalb, weil aufgrund der Treuhandvereinbarung ein
RÃ¼ckÃ¼bertragungsanspruch des Treugebers bestehen wÃ¼rde.

In beider Hinsicht ist dem KlÃ¤ger jedoch gegenÃ¼ber der Beklagten im Rahmen
der Alhi-BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung die Berufung auf ein angebliches verdecktes
TreuhandverhÃ¤ltnis verwehrt. Denn die Situation der Beklagten mag derjenigen
eines GlÃ¤ubigers des TreuhÃ¤nders zwar Ã¤hnlich sein, wenn der Arbeitslose
geltend macht, ein unter seinem Namen gefÃ¼hrtes Bankguthaben sei bei der
BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung deshalb nicht zu berÃ¼cksichtigen, weil es sich um ein
verdecktes Treuhandkonto handele. Andererseits geht es hier um die GewÃ¤hrung
bedÃ¼rftigkeitsabhÃ¤ngiger Sozialleistungen im Rahmen eines auf gegenseitigem
Vertrauen beruhenden und von wechselseitigen Obliegenheiten geprÃ¤gten
SozialrechtsverhÃ¤ltnisses und nicht um eine bloÃ�e vollstreckungsrechtliche
Rechtsbeziehung unter Privaten, weshalb es zur Ã�berzeugung des erkennenden
Senats nicht zu billigen ist, den SozialleistungstrÃ¤ger in gleichem MaÃ�e wie einen
privaten GlÃ¤ubiger auf die Hinnahme eines im Einzelfall undurchschaubaren
RechtsverhÃ¤ltnisses seines Schuldners zu verweisen (vgl. ebenso LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 9. Dezember 2004, a.a.O.). Der KlÃ¤ger muss sich
deshalb als Inhaber und GlÃ¤ubiger des Bankguthabens bei der TCMB an dem von
ihm gesetzten Rechtsschein im Rahmen des mit der Beklagten bestehenden
SozialrechtsverhÃ¤ltnisses festhalten lassen. Dabei ist nicht zuletzt auch zu
berÃ¼cksichtigen, dass die Beklagte bei der GewÃ¤hrung von
bedÃ¼rftigkeitsabhÃ¤ngigen Sozialleistungen zwingend auf Transparenz und
Offenkundigkeit der Einkommens- und VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse der Antragsteller
angewiesen ist, weshalb diesen vor einer etwaigen Leistungsbewilligung auch die
lÃ¼ckenlose Offenlegung ihrer persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse
auferlegt und zugemutet wird. Ã�berdies ist zu beachten, dass die Beklagte als
TrÃ¤ger einer Massenverwaltung in ihren eigenen AufklÃ¤rungsmÃ¶glichkeiten
insbesondere im Hinblick auf familieninterne Absprachen wie der angeblichen
Vereinbarung einer verdeckten Treuhand zwischen FamilienangehÃ¶rigen
beschrÃ¤nkt und insofern notwendigerweise darauf angewiesen ist, die
Ernsthaftigkeit derartiger Vereinbarungen durch eine auf Ã¤uÃ�erlich erkennbare
Beweisanzeichen gestÃ¼tzte Beurteilung sicher feststellen zu kÃ¶nnen. Zudem hat
sich der KlÃ¤ger erst dann und auch nur gegenÃ¼ber der Beklagten auf die
angebliche verdeckte Treuhand berufen, als diese ihm die im Zuge der
Steuerfahndung festgestellten Ã�berweisungen auf die unter seinem Namen
gefÃ¼hrten hochverzinslichen Devisenkonten bei der TCMB vorgehalten hat, die er
in den Alhi-AntrÃ¤gen verschwiegen hatte. Der erkennende Senat folgt deshalb in
FortfÃ¼hrung und BestÃ¤tigung seiner bisherigen Rechtsprechung der insoweit
einhelligen Rechtsprechung anderer LSG, wonach fÃ¼r das Recht der
Arbeitslosenversicherung bzw. die BerÃ¼cksichtigung von VermÃ¶gen bei der
Bewilligung von Alhi derjenige, der als verdeckter TreuhÃ¤nder den Rechtsschein
der VermÃ¶gensinhaberschaft erzeugt, sich daran gegenÃ¼ber der Beklagten im
Rahmen der Alhi-BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung festhalten lassen muss (Urteile des
erkennenden Senats vom 10. Februar 2006, L 3 AL 83/05, und 24. Februar 2006, L 3
AL 14/05; LSG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 24. Februar 2005, L 1 AL 84/03,
Breithaupt 2005, 677; LSG Baden-WÃ¼rttemberg, a.a.O.; LSG Saarland, Urteile vom
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4. November 2003, a.a.O., und 14. Januar 2001, L 8 AL 45/03, verÃ¶ffentlicht in
juris; LSG Brandenburg, Urteile vom 27. Juni 2003, a.a.O., und 1. Oktober 2004, L 8
AL 16/02, verÃ¶ffentlicht in juris; LSG Nordrhein-Westfalen, Urteile vom 21. August
2002, L 12 AL 247/01, verÃ¶ffentlicht in juris, 20. MÃ¤rz 2002, L 1 AL 85/01,
verÃ¶ffentlicht in juris, und 16. Januar 2002, a.a.O.; LSG Hessen, Beschluss vom 11.
August 2005, L 9 AL 234/04 ER, verÃ¶ffentlicht in juris, sowie Urteile vom 28.
Oktober 2005, L 7 AL 117/05, verÃ¶ffentlicht in juris, 13. Juni 2005, L 7/10 AL
1217/02, verÃ¶ffentlicht in juris, und 9. Mai 2001, a.a.O.; SG Aachen, Urteil vom 15.
September 2005, S 9 AL 9/05, verÃ¶ffentlicht in juris; SG Detmold, S 10 [16] AL
48/02, verÃ¶ffentlicht in www.sozialgerichtsbarkeit.de; ebenso fÃ¼r die
BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung im Recht der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende: LSG
Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 9. November 2005, L 19 B 73/05 AS ER;
ebenso fÃ¼r die BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung im Sozialhilferecht:
Verwaltungsgerichtshof Baden-WÃ¼rttemberg, Urteile vom 16. Dezember 2004, 12
S 2429/04, verÃ¶ffentlicht in juris, und 25. September 1985, 6 S 1078/85, FEVS 36,
384; Verwaltungsgericht (VG) Hamburg, Urteil vom 28. Mai 2004, 8 K 1935/03,
verÃ¶ffentlicht in juris, VG Berlin, Beschluss vom 22. MÃ¤rz 2004, 8 A 628/03,
verÃ¶ffentlicht in juris; und ebenso fÃ¼r die BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung im
AusbildungsfÃ¶rderungsrecht: VG Karlsruhe, Urteil vom 23. Februar 2005, 10 K
1069/04, verÃ¶ffentlicht in juris; Ã¤hnlich VG DÃ¼sseldorf, Urteil vom 31. Januar
2005, 11 K 7239/03, verÃ¶ffentlicht in juris, und VG Aachen, Urteil vom 5. Juli 2005, 
5 K 3571/04, verÃ¶ffentlicht in juris). Zwar wird der TreuhÃ¤nder hierdurch
gezwungen, das ihm zur VerfÃ¼gung stehende Treugut fÃ¼r seinen
Lebensunterhalt zu verwerten, weshalb er mÃ¶glicherweise wirtschaftlich
auÃ�erstande gesetzt wird, den Anspruch des Treugebers nach Â§ 667 BGB zu
befriedigen. Im Rahmen der VermÃ¶gensanrechnung bei der Alhi-
BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung entspricht es jedoch der Rechtssystematik ebenso wie
billiger InteressenabwÃ¤gung, das wirtschaftliche Risiko der Durchsetzbarkeit des
Herausgabeanspruchs nach Â§ 667 BGB dem Treugeber aufzubÃ¼rden, der das
verdeckte TreuhandverhÃ¤ltnis ermÃ¶glicht und hieraus die ihm â�� ansonsten
mÃ¶glicherweise gar nicht zustehenden â�� Vorteile zieht (vgl. ebenso z.B. LSG
Brandenburg, a.a.O.; LSG Nordrhein-Westfalen, a.a.O.; LSG Hessen, a.a.O.). Mithin
kann bei dem zu berÃ¼cksichtigenden verdeckten TreuhandvermÃ¶gen kein
Herausgabeanspruch des Treugebers nach Â§ 667 BGB als mit ihm in Verbindung
stehende Verbindlichkeiten im Sinne der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
(BSG) (Urteile vom 2. November 2000, B 11 AL 35/00 R, SozR 3 4220 Â§ 6 Nr. 8, und
21. November 2002, B 11 AL 10/02 R, SozR 3 4220 Â§ 6 Nr. 9) in Abzug gebracht
werden, weil es bei wertender Betrachtung an der wirtschaftlichen Einheitlichkeit
zwischen dem zu berÃ¼cksichtigenden VermÃ¶gen und den gegenÃ¼ber dem
TreuhÃ¤nder bestehenden Verbindlichkeiten mangelt (so LSG Hessen, Urteil vom 9.
Mai 2001, a.a.O.). DarÃ¼ber hinaus kann ein aufgrund eines verdeckten
TreuhandverhÃ¤ltnisses bestehender Herausgabeanspruch nach Â§ 667 BGB aber
auch keine VerfÃ¼gungsbeschrÃ¤nkung im Sinne des Â§ 6 Abs. 2 Satz 2 AlhiV 1974
begrÃ¼nden, da der verdeckte TreuhÃ¤nder wegen der uneingeschrÃ¤nkten
rechtlichen VerfÃ¼gungsbefugnis Ã¼ber die unter seinem Namen gefÃ¼hrten
Bankkonten in der Lage ist, das dortige Geldguthaben zur Behebung seiner
BedÃ¼rftigkeit einzusetzen. Im Ã�brigen liefe die Anerkennung eines derartigen
Herausgabeanspruchs als VerfÃ¼gungsbeschrÃ¤nkung im Sinne des Â§ 6 Abs. 2
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Satz 2 AlhiV 1974 darauf hinaus, dass verdeckte Treuhandkonten bei der
VermÃ¶gensanrechnung regelmÃ¤Ã�ig auÃ�er Betracht zu bleiben hÃ¤tten, weil
der Herausgabeanspruch des Treugebers das wesentliche Merkmal einer stillen
Treuhand darstellt. Ist das Treugut dem VermÃ¶gen des verdeckten TreuhÃ¤nders
aber zuzurechnen, weil der VermÃ¶genswert seinem VermÃ¶gen zugeflossen ist
und er den Rechtsschein der VermÃ¶gensinhaberschaft erzeugt, muss der mit der
Vereinbarung einer stillen Treuhand verbundene Herausgabeanspruch insoweit
auÃ�er Betracht bleiben.

Nach MaÃ�gabe dessen sind vorliegend die behaupteten Vereinbarungen zwischen
dem KlÃ¤ger und seinem Schwager rechtlich ohne Bedeutung. Ob die von dem
KlÃ¤ger behaupteten Vereinbarungen tatsÃ¤chlich entsprechend dem Vortrag des
KlÃ¤gers getroffen wurden und entsprechende Rechtswirkungen zwischen dem
KlÃ¤ger und seinem Schwager haben sollten, oder ob es sich dabei um die
nachtrÃ¤gliche (ggf. betrÃ¼gerische) VortÃ¤uschung eines RechtsverhÃ¤ltnisses
handelt, dessen alleinige Funktion darin besteht, dem KlÃ¤ger Alhi trotz
vorhandenen Geldguthabens zu ermÃ¶glichen, kann daher offen bleiben. Es
bestand deshalb auch kein Anlass, insoweit weitere Ermittlungen anzustellen.
Jedenfalls kÃ¶nnen diese behaupteten Vereinbarungen nicht bewirken, dass das
unter dem Namen des KlÃ¤gers gefÃ¼hrte Geldguthaben bei der TCMB in
Ansehung der BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung nach Â§ 137 Abs. 2 AFG bzw. Â§ 193 Abs. 2
SGB III aus seinem VermÃ¶gen ausscheidet.

Vor diesem Hintergrund brauchte der Senat nicht darÃ¼ber zu befinden, ob im
Rahmen der BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung eine Anerkennung derartiger oder
Ã¤hnlicher (Treuhand-)Vereinbarungen unter nahen AngehÃ¶rigen gegebenenfalls
dann mÃ¶glicherweise in Betracht gezogen werden kÃ¶nnte, wenn die
Vereinbarung als solche und ihre tatsÃ¤chliche DurchfÃ¼hrung in allen
wesentlichen Punkten dem zwischen fremden Dritten Ã�blichen entspricht (vgl.
Bundesfinanzhof [BFH], Beschluss vom 25. Juni 2002, X B 30/01, verÃ¶ffentlicht in
juris, zur steuerrechtlichen Anerkennung von DarlehensvertrÃ¤gen unter
AngehÃ¶rigen). Ein derartiger Fremdvergleich wÃ¤re auch hier zwingend
erforderlich, um die Ernsthaftigkeit des VertragsverhÃ¤ltnisses durch eine auf
Ã¤uÃ�erlich erkennbare Beweisanzeichen gestÃ¼tzte Beurteilung sicher feststellen
zu kÃ¶nnen. Vereinbarungen unter nahen AngehÃ¶rigen dÃ¼rften im Ã�brigen nur
dann regelmÃ¤Ã�ig dem FremdÃ¼blichen entsprechen, wenn vorab eine schriftlich
fixierte Abrede Ã¼ber die Laufzeit des VertragsverhÃ¤ltnisses und die Art und
Weise der RÃ¼ckzahlung getroffen worden ist (vgl. BFH, a.a.O.). Vorliegend besteht
zu nÃ¤heren AusfÃ¼hrungen hierzu aber schon deshalb kein Anlass, weil es an
derartigen konkretisierenden Vereinbarungen zwischen dem KlÃ¤ger und seinem
Schwager fehlt. Die zu den Verwaltungsakten gereichten ErklÃ¤rungen des
Schwagers vom 20. Juli 2003, 21. Dezember 2003 und 17. MÃ¤rz 2004 sind erst
nachtrÃ¤glich erstellt worden und lassen schon insoweit keine RÃ¼ckschlÃ¼sse auf
seinerzeit tatsÃ¤chlich getroffene Vereinbarungen zu. Der KlÃ¤ger kÃ¶nnte auch
nicht mit dem in Ã¤hnlich gelagerten Streitsachen hÃ¤ufig vorgebrachten Argument
gehÃ¶rt werden, dass es in tÃ¼rkischen Familien alltÃ¤glich sei, anderen
Familienmitgliedern das eigene Konto fÃ¼r finanzielle Transaktionen zur
VerfÃ¼gung zu stellen, ohne derartige finanzielle Absprachen vorab schriftlich zu
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fixieren. Innerhalb der Familie mag das bestehende Vertrauen die Beachtung
ansonsten Ã¼blicher FÃ¶rmlichkeiten entbehrlich erscheinen lassen. Dies gilt aber
in jedem Fall dann nicht mehr, sobald fÃ¼r familieninterne Absprachen nach
auÃ�en im allgemeinen Rechtsverkehr GÃ¼ltigkeit beansprucht wird.

Gegen die vorstehend beschriebene Rechtsauffassung des Senats kann auch nicht
eingewendet werden, die Verwertung des VermÃ¶gens auf Konten des KlÃ¤gers bei
der TCMB zu seinen Gunsten wÃ¼rde den strafrechtlichen Tatbestand der Untreue
(Â§ 266 Strafgesetzbuch) erfÃ¼llen. Wie oben dargelegt, gebietet die
Rechtsordnung im Bereich der Arbeitslosenversicherung und dort speziell im
Rahmen der Alhi-BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung bei verdeckten Treuhandkonten die
BerÃ¼cksichtigung der dort unter dem Namen des Arbeitslosen angelegten
Geldguthaben als verwertbares VermÃ¶gen, so dass bereits der (objektive)
Tatbestand der Untreue nicht vorliegen und es sich insoweit schon begrifflich nicht
um durch Veruntreuung erlangtes VermÃ¶gen handeln kann.

MaÃ�geblicher Zeitpunkt fÃ¼r die BerÃ¼cksichtigung des VermÃ¶gens nach Â§ 9
AlhiV 1974 und damit fÃ¼r die Beurteilung der BedÃ¼rftigkeit ist der erste Tag,
fÃ¼r welchen Alhi beantragt ist und auch die Ã¼brigen Voraussetzungen fÃ¼r den
Anspruch auf Alhi erfÃ¼llt sind (vgl. BSG, Urteil vom 2. November 2000, B 11 AL
35/00 R, SozR 3 4220 Â§ 6 Nr. 8). Am hiernach maÃ�geblichen Stichtag, dem 31.
MÃ¤rz 1995 (Beginn der Alhi-Zahlung), verfÃ¼gte der KlÃ¤ger nach den von ihm
vorgelegten KontoauszÃ¼gen (ausgehend von der dortigen Rubrik
"Einzahlung/EmpfÃ¤nger") auf den unter seinem Namen bei der TCMB gefÃ¼hrten
Konten Ã¼ber angelegte GeldbetrÃ¤ge in HÃ¶he von 53.000,00 DM (wobei sich der
Kontostand am 9. August 1996 â�� also wÃ¤hrend des Alhi-Bezuges des KlÃ¤gers
â�� auf 103.000,00 DM und am 13. September 1999 sogar auf 133.501,36 DM
belief).

Ausgehend von der Summe von 53.000,00 DM verbleibt nach Abzug des
Ehegattenfreibetrages von 16.000,00 DM ein Betrag von 37.000,00 DM. Dieser
Betrag ist nach Â§ 9 AlhiV 1974 durch das der Alhi zu Grunde zu legende
wÃ¶chentliche Bemessungsentgelt von 630,00 DM zu teilen, so dass sich beginnend
mit dem 31. MÃ¤rz 1995 ein Zeitraum von 58 Wochen der NichtbedÃ¼rftigkeit des
KlÃ¤gers ergibt. Da somit lÃ¤nger als ein Jahr ein Alhi-Anspruch des KlÃ¤gers wegen
fehlender BedÃ¼rftigkeit nicht bestand, war sein Anspruch nach Â§ 135 Abs. 1 Nr. 2
AFG in seiner hier noch maÃ�geblichen bis zum 31. MÃ¤rz 1996 geltenden Fassung
erloschen.

Die Bewilligung von Alhi war somit fÃ¼r die hier streitgegenstÃ¤ndliche Zeit vom
31. MÃ¤rz 1995 bis 31. Mai 1999 von Anfang an rechtswidrig im Sinne des Â§ 45
SGB X. Die Bewilligung war daher gemÃ¤Ã� Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 SGB X i.V.m. 
Â§ 330 Abs. 2 SGB III fÃ¼r diesen Zeitraum mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen, da der KlÃ¤ger seiner Mitteilungspflicht nicht nachgekommen
war, wie bereits das SG zu Recht und mit zutreffender BegrÃ¼ndung festgestellt
hat. Auf die dortigen AusfÃ¼hrungen wird nach Â§ 153 Abs. 2 SGG Bezug
genommen. Die falschen Angaben in den Alhi-AntrÃ¤gen beruhten zumindest auf
grober FahrlÃ¤ssigkeit des KlÃ¤gers. Grobe FahrlÃ¤ssigkeit liegt vor, wenn der
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BegÃ¼nstigte die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat.
Dabei ist ein subjektiver SorgfaltsmaÃ�stab anzulegen. Grobe FahrlÃ¤ssigkeit ist
demnach immer dann zu bejahen, wenn der Betroffene schon einfachste, ganz nahe
liegende Ã�berlegungen nicht angestellt und deshalb nicht beachtet hat, was im
gegebenen Fall jedem einleuchten musste. Entscheidend sind stets die besonderen
UmstÃ¤nde des Einzelfalles und die individuellen FÃ¤higkeiten des Betroffenen, d.
h. seine UrteilsfÃ¤higkeit und sein EinsichtsvermÃ¶gen, im Ã�brigen auch sein
Verhalten (stÃ¤ndige Rechtsprechung, z.B. BSG, Urteil vom 8. Februar 2001, B 11
AL 21/00 R, SozR 3 1300 Â§ 45 Nr. 45 m.w.N.). Unter BerÃ¼cksichtigung dieser
MaÃ�stÃ¤be hat der KlÃ¤ger grob fahrlÃ¤ssig gehandelt. Wenn dieser seinerzeit der
deutschen Sprache und Schrift nur eingeschrÃ¤nkt mÃ¤chtig gewesen sein sollte,
hÃ¤tte er sich insoweit mit Hilfe eines Dolmetschers oder aber durch entsprechende
Nachfragen bei der Beklagten kundig machen kÃ¶nnen und mÃ¼ssen. Keinesfalls
durfte der KlÃ¤ger einfache und klar gestellte Fragen wahrheitswidrig beantworten.
Ein Arbeitsloser, der bedÃ¼rftigkeitsabhÃ¤ngige Leistungen der Beklagten fÃ¼r
sich in Anspruch nimmt, ist gehalten, Ã¼ber seine Einkommens- und
VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse umfassend und wahrheitsgetreu Auskunft zu geben. Das
ist Inhalt seiner Mitwirkungsobliegenheit, Ã¼ber die er regelmÃ¤Ã�ig bei der
Beantragung von Leistungen durch AushÃ¤ndigung des Merkblattes fÃ¼r
Arbeitslose informiert wird. So war es auch im Falle des KlÃ¤gers. Erheblich fÃ¼r
den Anspruch auf Alhi ist bereits die Existenz eines auf den Namen des
LeistungsempfÃ¤ngers lautenden Kontos, da es typischerweise auf das
Vorhandensein von VermÃ¶gen schlieÃ�en lÃ¤sst. Hiernach wird im Rahmen der
BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung auch ausdrÃ¼cklich gefragt. Auf die Richtigkeit seiner
eigenen â�� zumindest behaupteten â�� rechtlichen Beurteilung, der zufolge die
bei der TCMB unter seinem Namen gefÃ¼hrten VermÃ¶gensbetrÃ¤ge ihm nicht
zuzurechnen seien, durfte der KlÃ¤ger sich nicht verlassen. Es wird einem Alhi-
Antragsteller zugemutet, seine Einkommens- und VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse
insgesamt zu offenbaren, gerade um die GewÃ¤hrung von Leistungen an
Nichtberechtigte zu vermeiden. Der KlÃ¤ger wÃ¤re daher verpflichtet gewesen,
durch Angabe des entsprechenden Bankguthabens bzw. seiner Konten bei der
TCMB der Beklagten die rechtliche Bewertung der entscheidungserheblichen
Tatsachen zu ermÃ¶glichen. Es ist nicht Sache des Arbeitslosen, diese
EinschÃ¤tzung selbst durchzufÃ¼hren und dann Mitteilungen in der Meinung zu
unterlassen, dass sich diese ohnehin nicht auswirken. Wer solch fehlerhafte
Ã�berlegungen anstellt, ohne sich bei der Beklagten zuvor zu informieren, handelt
grob fahrlÃ¤ssig. Eine aufgrund Rechtsirrtums unrichtige oder unzureichende
Offenlegung der VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse geht somit zu Lasten des Alhi-
Antragstellers.

Die Erstattungspflicht des KlÃ¤gers fÃ¼r die Ã¼berzahlte Alhi ergibt sich aus Â§ 50
Abs. 1 SGB X. DarÃ¼ber hinaus ist er gemÃ¤Ã� Â§ 335 Abs. 1 Satz 1 SGB III i. V. m. 
Â§ 335 Abs. 5 SGB III (bzw. bis 31. Dezember 1997 Â§ 157 Abs. 3a AFG und Â§ 166c
AFG) auch zur Erstattung der fÃ¼r ihn erbrachten BeitrÃ¤ge zur Kranken- und
Pflegeversicherung in dem MaÃ�e verpflichtet, in dem die Beklagte berechtigt war,
ihre Entscheidungen, die zu dem Bezug von Alhi gefÃ¼hrt haben, mangels
BedÃ¼rftigkeit des KlÃ¤gers aufzuheben und die Ã¼berzahlte Alhi
zurÃ¼ckzufordern. Die HÃ¶he des geltend gemachten Erstattungsbetrages wurde
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von der Beklagten im Wesentlichen zutreffend berechnet. Lediglich bei der
Berechnung der zu erstattenden KrankenversicherungsbeitrÃ¤ge erfolgte durch ein
Schreibversehen zu Gunsten des KlÃ¤gers eine Abweichung von 4,10 EUR; statt
richtigerweise 7.106,70 EUR sind insofern lediglich 7.102,60 EUR geltend gemacht
worden. Wegen der Einzelheiten der Berechnung der Erstattungssumme nimmt der
Senat auf den Schriftsatz der Beklagten vom 9. Februar 2006 Bezug.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs. 1 und 4 SGG.

Der Senat hat die Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG wegen grundsÃ¤tzlicher
Bedeutung der Rechtssache zugelassen. Zwar war vorliegend hinsichtlich der Alhi-
Bestimmungen des SGB III und der AlhiV 1974 auÃ�er Kraft getretenes Recht
anzuwenden. Die maÃ�geblichen Rechtsfragen hinsichtlich der Einstufung von
TreuhandvermÃ¶gen kÃ¶nnen sich aber auch unter Anwendung von Â§ 12 Zweites
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) bei der dortigen BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung stellen.

Erstellt am: 05.04.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            15 / 15

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/12.html
http://www.tcpdf.org

